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Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) für 
die 16. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 25. Februar 1954 


1. Abgeordneter 
Dr. Rinke 


2. Abgeordneter 
Ritzel 


3. Abgeordneter 
Ritzel 


4. Abgeordneter 
Walter 


5. Abgeordneter 
Freidhof 


6. Abgeordneter 
Ritzel 


Was ist von der Bundesregierung getan worden, 
um die deutsche Öffentlichkeit auf die irre- 
führende Bezeichnung „Ostzone*' für die 
sowjetische Besatzungszone Deutschlands hin- 
zuweisen? Was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu tun, um in Zukunft solchen 
Hinweisen breiteste Wirkung zu verschaffen? 

Trifft es zu, daß deutsche Industrielle Uhren- 
bestandteile und demontierte Uhrwerke in 
das europäische und außereuropäische Ausland 
liefern und damit auf die Dauer entscheidend 
zum Niedergang der deutschen Uhrenindustrie 
beitragen? Was beabsichtigt die Bundes- 
regierung zu tun, um den der deutschen 
Wirtschaft aus solchen Vorgängen drohenden 
Gefahren zu begegnen? 

Ist es richtig, daß deutsche Mittel zur Finan- 
zierung einer Ausstellung kanadischer Uhren- 
produktion auf der Messe von Toronto ein- 
gesetzt werden ? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Arbeits- 
behörden der Länder anzuweisen, daß eine 
fachärztliche Untersuchung zum Zwecke der 
Feststellung einer Erwerbsminderung bei 
Rentenempfängern über 65 Jahre nicht mehr 
vorgenommen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den 
Krankenkassen der Sowjetzonc ein gegenseitiges 
Abkommen zu treffen, daß die §§ 219, 220 
der Reichsversicherungsordnung wieder in 
Kraft gesetzt werden können? 

Sind der Deutschen Bundespost die für die 
Kunden der Post sehr angenehmen Streif- 
bänder mit eingedruckten Marken für den 
Versand von Drucksachen sowie Zehnerblocks 
mit Postkarten bekannt, wie sie von der 
schweizerischen Bundespost ohne Zuschlag 
ausgegeben werden? 


Drude: Bucfadruckerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



7. Abgeordneter 
Dr. Brühler 


8. Abgeordnete 
Frau Dr. Weber 
(Aachen) 


9. Abgeordneter 
Dr. von Budika 


10, Abgeordneter 
Dr. von Buchka 


11. Abgeordneter 
Dr. Welskop 

12. Abgeordneter 
Dr. Welskop 

13. Abgeordneter 
Dr. Leiske 


14. Abgeordneter 
Dr. Preller 


Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bundes- 
post von dieser vorbildlichen Einrichtung bis- 
her keinen Gebrauch gemacht? 

Wann beabsichtigt der Bundesminister der 
Justiz den im November 1951 vom Deutschen 
Autorenverband erbetenen Gesetzentwurf zur 
Reform des Urheberrechts, der nach den An- 
gaben des Bundesjustizministeriums im Laufe 
des Sommers 1952 veröffentlicht werden sollte, 
nunmehr beim Bundestag einzubringen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Arbeit be- 
kannt, daß zur Geltendmachung' ihrer Ent- 
schädigungsansprüche nach Deutschland zu- 
rückkommende Deutsche, die während des 
3. Reiches ins Ausland gegangen waren, beim 
Arbeitsamt keine Stelle erhalten, sobald sie 
über 40 Jahre alt sind? Können diese Heim- 
kehrer bevorzugt behandelt werden, um audi 
noch in fortgeschrittenem Alter Stellungen 
zu erhalten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in ver- 
stärktem Ausmaße Zuschüsse oder Darlehen 
zu geben, um Altwohnungen vor endgültigem 
Verfall zu bewahren? 

Was ist der Bundesregierung über das Schick- 
sal der Insassen des Zuchthauses Waldhcim 
bekannt und welche Möglichkeiten sieht sic, 
ihnen zu helfen? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die Bun- 
desrechtsanwaltsordnung einzubringen ? 

Wann gedenkt die Bundesregierung ein Ge- 
setz über die Altersversorgung der Rechts- 
anwälte einzubringen? 

Ist die Bundesregierung bereit, das Schlachten 
von Hunden und Katzen zum Zwecke des 
Verzehrs, das nach den Vorschriften des Tier- 
schutzgesetzes vom 24. November 1933, des 
Fleisch bcschaugcsctzes vom 29. Oktober 1940 
und des Gesetzes über das Schlachten von 
Tieren vom 21. April 1933 zulässig ist, durch 
gesetzgeberische Maßnahmen zu unterbinden ? 

Ist es zutreffend, daß an Arbeitskräften, die 
im Kasseler Gebiet beheimatet sind, für das 
Bundesarbeitsgericht lediglich ein Kassenangc- 
stellter und eine Stenotypistin, also zwei von 
insgesamt vierundzwanzig vorgesehenen Kräf- 
ten, und für das Bundessozialgericht lediglich 
ein Schwerbeschädigter und eine Stenotypistin, 



15. Abgeordneter 
Dr. Hock 


16. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


17. Abgeordneter 
Dr.Dr.h.c. Prinz 
zu Löwenstein 


18. Abgeordneter 
Dr. Lindenberg 


19. Abgeordnete 
Frau Nadig 


also ebenfalls zwei von hier einundfünfzig vor- 
gesehenen Arbeitskräften, sowie gegebenenfalls 
noch ein Blinder als Telefonist für beide Ge- 
richte eingestellt werden sollen? 

Was gedenkt der Herr Bundesminister _ für 
Arbeit zu tun, um den begreiflichen Wunsch 
der Kasseler Bevölkerung zu erfüllen, aus 
diesem von Arbeitslosigkeit bekanntlich stark 
betroffenen Gebiet anteilig mehr Arbeits- 
kräfte bei den beiden Gerichten angestcllt zu 
sehen ? 

Gedenkt der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen, die drei Fernsprechorts- 
netze der Stadt Salzgittcr im Sinne des 
Beschlusses des 1. Deutschen Bundestages vom 
28. Juli 1950 betr. Waten st edt-Salzgitter 
(Nr. 1220 der Drucksachen der 1. Wahlperiode, 
Ziff. II Nr. 4) zu einem Ortsnetz^zusammen- 
zufassen oder beabsichtigt er, die Ortsgesprächs- 
gebühr für das gesamte Stadtgebiet als Aus- 
nahmeregelung nach dem 1. Juni 1954 ein- 
zuräumen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Wohnungs- 
bau und dem Herrn Bundesminister für 
Familienangelegenheiten bekannt, daß sich 
Hauseigentümer in zunehmendem Maße wei- 
gern, Familien - auch wenn sie nur ein oder 
zwei Kinder haben - In freigewordene Woh- 
nungen aufzunchmen? Was gedenken sie 
gegen dieses familienfeindliche Verhalten solcher 
Hauseigentümer zu unternehmen? 

Ist damit zu rechnen, daß der Bau der für 
das Paderborner Land so wichtigen Autobahn 
Hamm-Kassel nun wirklich bald begonnen 
wird, und ungefähr mit welcher Bauzeit wird 
dann gerechnet werden können? 

Ist - wie zugesagt - fest damit zu rechnen, 
daß die Bundesstraße 241 auf der Strecke 
zwisAen Helligenstock und Freiheit im Kreise 
Osterode (Harz) in diesem Frühjahr ent- 
sprechend den bereits aus gearbeiteten Plänen 
verlegt wird, um die Unerträglichkeit der 
dortigen Straßenverhältnisse und ihre ungün- 
stigen Rückwirkungen auf den Fremdenverkehr 
zu beseitigen? 

Hält die Bundesregierung die Im Bereich der 
Milchwirtschaft geltenden Vorschriften zum 
Schutz der Volksgesundheit für ausreichend? 
Welche weiteren Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung zur Bekämpfung der Rinder- 
Tbc. zu veranlassen? 



20. Abgeordneter 
Frehsee 


21. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


22. Abgeordneter 
Dr. Budier 


23. Abgeordneter 
Dr. Budier 


24. Abgeordneter 
Dr. Budier 


25. Abgeordneter 
Lulay 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
land- und forstwirtsdiaftlidien Arbeitnehmer 
in den ehemaligen Ländern Baden und 
Württemberg-Hohenzollern keinerlei Ar- 
beitslosenversichcrungsschutz genießen und in 
Wurttemberg-Hohenzollern auch keine Ar- 
beitslosenfürsorgeunterstützung erhalten, wenn 
sie arbeitslos sind. 

Wann gedenkt die Bundesregierung die zur 
Herstellung der Reditseinheit auf diesem 
Gebiet erforderliche Novelle zum AVAVG 
vorzulegen? 

Stimmt es, daß der Deutsche Botschafter ia 
Kairo auf Weisung der Bundesregierung bei 
der Regierung des Landes Ägypten vor- 
stellig geworden ist, den Marschallstab des 
früheren Feldmarschalls von Braucfaitsch nicht 
zu versteigern, sondern in deutschen Besitz 
zurückzuführen? Worauf beruht das beson- 
dere Interesse der Deutschen Bundesrepublik, 
das sie zu diesem Sdiritt veranlaßt hat? 

Sind die Pressemeldungen richtig, wonach die 
Einstellung und Beförderung von Beamten in 
den Bundesministerien, um die konfessionelle 
Parität herzustellen oder zu wahren, unter 
anderem von der Frage abhängig gemacht 
wird, welcher Konfession der betreffende 
Bewerber angehört? 

Trifft es zu, daß in sämtlichen Bundesministe- 
rien der Leiter der Personalabteilung oder 
der Personalreferent für die höheren Beamten 
heute katholischer Konfession ist? 

Warum ist im Bundesinnenministerium für 
die allgemeinen Angelegenheiten, die im 
früheren Reichsinnenministerium von einenä 
Personalreferenten, einem Bürodirektor und 
zwei Amtsräten erledigt wurden, eine ganze 
AbteÜung Z mit einer eigenen Unterabteilung 
„Haushalt und Organisation“ erforderlich, 
und wie hoch ist der Kostenaufwand für diese 
AbteÜung 2? 

Auf welche Rechtsgrundlage stützt sich der 
Bundesminister der Finanzen, wenn er 
a) bei den aus dem Landesdienst gemäß § 36 
des Gesetzes über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950 in den Bundes dienst über- 
getretenen bzw. übernommenen Beamtem die 
Berichtigung des ADA nach der Verordnung 
über die Festsetzung des allgemeinen Dienst- 
alters der Beamten des einfachen, dcsmiittleren 



26. Abgeordnete 
Frau Dietz 


27. Abgeordneter 
Lahr 


28. Abgeordneter 
Dn Lütkens 


29. Abgeordneter 
Kuntsdier 


30. Abgeordneter 
Dr. Lütkens 


und des gehobenen Dienstes vom 14. No- 
vember 1939 (RGBl. I S. 2317) noch nicht 
vorgenommen hat, obwohl die Abgabeländer 
inzwischen den Rechtszustand nach der ge- 
nannten Verordnung wiederhergestcllt haben 
und 

b) bei den unmittelbar in den ßundesdienst 
wiedereingestellten Beamten, die aus dem 
Versorgungsanwärterstand hervorgegangen 
sind, bei der Festsetzung des ADA gleichfalls 
die unter a) genannte Verordnung nicht 
an wendet? 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, durch welchen die 
Bestimmungen des von* den alliierten Be- 
satzungsmächten erlassenen Ehegesetzes (Kon- 
trollratsgesetz Nr. 16) überprüft werden? 
Beabsichtigt die Bundesregierung insbesondere 
den bisherigen § 48 dieses Gesetzes im Sinne 
einer Einschränkung der Scheidungsmöglich- 
keit abzuändern und ist evtl, beabsichtigt, 
diese dringend notwendige Abänderung vor- 
weg durchzuführen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung Devisen, die 
durch Weinexport in den Dollarraum erzielt 
werden, einzelnen Firmen wieder zur Ver-^ 
fügung zu stellen, um damit über Kontingent 
und über vertragliche Abmachung hinaus 
zusätzlich Wein einführen zu können oder 
ist ein derartiges Verfahren bereits cingeführt? 

Welche Dienststelle der Bundesregierung oder 
wer etwa sonst hat dem Herrn Bundeskanzler 
das Material .zur Bewertung der Rede des 
Herrn Chruschtschew und zur Beurteilung 
der wirtschaftlichen Lage in der Sowjetunion 
vorbereitet, das er zum Gegenstand eines der 
UP am 22. November 1953 gegebenen Inter- 
views, über das deutsche Zeitungen eingehend 
berichtet haben, gemacht hat? 

Wann ist mit dem Erlaß der Rechtsverord- 
nung zur Durchführung des. § 276 LAG zu 
rechnen? Haben ünterhaltsempfänger, die bei 
Ersatzkassen versichert sind, bis zum Erlaß 
dieser Rechtsverordnung einen Anspruch auf 
Rückersatz ihrer Beitragsleistung an Ersatz- 
kassen durch den Fürsorgeverband? 

Ist dem Auswärtigen Amt ein in der Zeit- 
schrift „Außenpolitik'' erschienener und m 
der „Diplomatischen Korrespondenz” vorab- 
gedruckter Artikel bekannt, den das „Bulletin 



31. Abgeordneter 
Koenen 
(Lippstadt) 


32. Abgeordneter 
Koenen 
(lippstadt) 


33. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


34. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


des Presse- und Informationsamtes der Bun- 
desregierung’’ vom 27. Januar d. Js. als „hoch- 
aktuellen Artikel, der besondere Beachtung: 
verdient”, gleichfalls wiedergegeben hat? Teilt 
die Bundesregierung die in diesem Artikel 
ausgedrückten Auffassungen, wonach 

1) es im Gegensatz zu früher von ihr im 
Auswärtigen Ausschuß des Bundestages ver- 
tretenen Auffassungen „nicht erlaubt sei,, 
Frankreich ganz allgemein und ohne nähere- 
Qualifizierung als Partner des Potsdamer Ab- 
kommens anzusprechen”; 

2) mit den „Vereinbarungen von 1945”, von 
denen die amtliche Begründung zum Bonner 
Vertrag vom 26. Mai 1952 sagt, sie sollten 
„nicht zerstört” werden, nur die „Berliner 
Deklarationen vom 5. Juni 1945” gemeint 
sein sollten? 

Zum Zwecke der Unfallverhütung hat die 
deutsche Industrie Überholgeräte entwickelt,, 
und zwar solche, die akustisch und solche,, 
die optisch wirken. Sind diese Geräte ausge- 
reift entwickelt? Wann wird der Herr Bun- 
desminister für Verkehr, wie mehrfach von 
ihm angekündigt, die Verwendung dieser Ge- 
räte zur Pflicht machen? 

Ist es nicht möglich, eine seit 18 Monaten 
auf dem früheren Fliegerhorst in Lippstadt 
leerstehende, mit einem Millionenaufwand 
hergestellte und von der Besatzungsmacht 
jetzt freigegebenc ehemalige Truppenunter- 
kunft zur Beseitigung der Wohnungsnot zur 
Verfügung zu stellen? 

Ist dem Herrn Bundesminister für Arbeit 
bekannt, daß das Arbeitsamt Bremerhaven 
dem seit 1946 in der Haftanstalt Werl in- 
haftierten Kriegsyerurteilten Karl Wiedemann 
aus Bremerhaven am 13. Juni 1953 sein bis- 
heriges Dienstverhältnis aus formalen Gründen 
auf kündigte und ihm dies nach Werl mit- 
teilte? 

Ist der Bundesminister für Arbeit bereit^ 
diese Angelegenheit zu untersuchen und rest- 
los aufzuklären? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die beiden 
von ihr eingesetzten Fischereischutzboote für 
die ausgedehnten Fanggebiete der deutschen 
Hochseefischerei völlig unzureichend sind? 
Warum wurden entgegen den ursprünglichen 
Planungen des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten auch 
# 



35. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


36. Abgeordneter 
Ruhnke 


37. Abgeordneter 
Kroll 


diesmal nicht die erforderlichen Mittel für 
den Bau des dritten größeren Fisdicreischutz- 
bootes eingesetzt? 

Wann glaubt die Bundesregierung nunmehr 
mit dem Bau des dritten Fischereisdiutzbootes 
beginnen zu können? 

Ist der Bundesregierung die trostlose Lage 
der zahlreidicn älteren Angestellten bekannt, 
die trotz einer meist gediegenen Vorbildung 
oft jahrelang arbeitslos sind und kaum Aus- 
sicht auf .Wiederbesdiäftigung haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, geeignete 
steuerliche und sonstige Maßnahmen zu er- 
wägen, um diesen Notstand zu beseitigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die anläßlich 
der Verbandstagung des Deutschen Schau- 
stellerbundes am 21. Januar 1954 in Han- 
nover durch den offiziellen Vertreter des Bun- 
deswirtschaftsministeriums, ORR Dr, Rother, 
in einer Begrüßungsansprache gemachten und 
stürmisch begrüßten Versprechen, dem Schau- 
stellerstand Steuererleichterung zu verschaffen, 
in die Tat umzusetzen? 

Sind dem Herrn Bundesfinanzminister die 
Verzögerungen bekannt, die zu einem großen 
Teil bei der Auszahlung von Entschädigungen 
für Aufbauten, Baumbestände, Aufwuchs u. ä. 
beschlagnahmter Grundstücke für die Besat- 
zungsmacht bestehen? 


Bonn, den 18. Februar 1954 



